
Bundessozialgericht

8 RK9/83 Im Namen des Volkes

Verkündet ' - .
am25. August 1983

Urteil

in dem Rechtssheü

ill-II.! ooooooooooooooooooooooooooooo one.-o.,

Kläger und Revisionskläger,

vertreten durch:
....................

loo.oououunuuuculuonu uuuuu on.-on... nnnnnnn ,

Beklagter und Revisionsbeklagter.

i
Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 25. August 1983

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das
hrteil

des Sozialge—

richts Köln vom 22. November 1982 wird zurückgewiesen.

Die Beteiligten haben einander außergerichtliche Kosten

für das Revisionsverfahren nicht zu erstatten.
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G r ü n d e :

Die Beteiligten streiten darüber, ob die Aufsichtsbehörde zu

Recht die Genehmigung des 5 11 der Neufassung der Dienstordnung

(DO) des Klägers — Bundesverband der Ortskrankenkassen (Bd0) -

versagt hat.

8 11 der am 11. April 1979 vom Vorstand des Klägers beschlos-

senen und am 9./10. Mai 1979 von seiner Vertreterversammlung

gebilligten Neufassung der DG sieht vor, daß DO-Angestellte einen

Zuschuß zu ihrem Krankenversicherungsbeitrag erhalten, wenn sie

in der gesetzlichen Krankenversicherung freiwillig versichert

sind; als Zuschuß soll der Betrag gezahlt werden, der als ge—

setzlicher Arbeitgeberanteil bei Krankenversicherungspflicht zu

zahlen wäre, höchstens Jedoch die Hälfte des Betrages, den der

Angestellte für seine Krankenversicherung aufwendet. Falls ein

entsprechender Zuschuß gezahlt wird, soll sich die Gewährung von

Beihilfen nach den Bestimmungen für freiwillig in der gesetz-

lichen Krankenversicherung versicherte Tarifangestellte des öf—

fentlichen Dienstes, die einen Beitragszuschuß nach 5 “05 der

Reichsversicherungsordnung (RVG) erhalten, richten.

Mit Bescheid vom 28. August 1980 versagte der Beklagte die Ge-

nehmigung des 5 11 der D0 mit der Begründung, daß diese Regelung

gegen Art VIII 5 1 Abs 1 des Zweiten Gesetzes zur Vereinheit-

lichung und Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund und Ländern
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(2. BesVNG) vom 23. Mai 1975 (BGBl I, 1173) verstoß6, weil

Bundesbeamte keinen Zuschuß zum Krankenversicherungebeitrag er-

hielten.

Die auf Genehmigung des 5 11 DO gerichtete Klage hatte keinen

Erfolg (Urteil des Sozialgerichts -SG- Köln vom 22. November

1982). Das SG hat ausgeführt, die Genehmigung 561 ZU RECht ver-

weigert werden, weil die in Streit stehende Fassung des 3 11 der

D0 gegen Art VIII 5 1 Abs 1 Nr 2 des 2. BesVNC verstoße. Der

vorgesehene Zuschuß widerspreche dem Besoldungs- und Leistungs—

system für Bundesbeamte, weil er an
DO-Ängestellte

nicht nur und

erst im Krankheitsfalle gezahlt werden solle. Er habe eher den

Charakter einer - für Bundesbeamte in dieser Art nicht vorge*

sehenen — Alimentation als den einer aus der Fürsorgepflicht re-

sultierenden Beihilfe. Dem Klagebegehren habe auch nicht unter

Gesichtspunkten der Sachadäquanz - Erhaltung der Betriebsver-

bundenheit und Vermeidung von Loyalitätskonflikten hinsichtlich

der für den Krankenversicherungsträger tätigen DO-Angestellten —

entsprochen werden können. Auch wirtschaftliCh6 Erwägungen

rechtfertigten keine andere Beurteilung.

Mit der - vom SG zugelassenen — Sprungrevision rügt der Kläger

eine Verletzung des 5 H1Hb Abs 3 iVm 5 355 Abs 2 BVG sowie des

Art VIII @ 1 Abs 1 Nr 2 des 2. BesVNG. Das SG habe verkannt, daß

der in 5 11 der D0 vorgesehene Zuschuß zu den Kosten der frei-

willigen Krankenversicherung weder dem zu beachtenden Beamten-

recht fremd sei noch — wirtschaftlich betrachtet — über den in

den Beihilferegelungen des Bundes vorgesehenen Rahmen hinausgehe.
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Vielmehr werde der Kläger durch den Zuschuß von Beihilfeansprü-

chen seiner DO-Angestellten im Krankheitsfalle befreit; der Zu—

sohuß stelle nur eine andere Form der Finanzierung der Beihilfe—

ansprüche dar, die der Regelungen in den beamtenrechtlichen Bei—

hilfevorschriften gleichwertig und im übrigen den Besonderheiten

der zu regelnden Lebensverhältnisse angemessen sei. Rechtsgrund-

lage für den Beitragszuschuß sei unter Beachtung des Art VIII 5 1

Abs 1 Nr 2 des 2. BesVNG die allgemeine Fürsorgepflicht des

Dienstherrn, deren Konkretisierung in seinem Ermessen liege. Die

Beihilfevorschriften des Bundes könnten schon im Hinblick auf

ihre Reohtsqualität als Verwaltungsvorschriften keine Aus—

schließlichkeit in dem Sinne beanspruchen, daß der Dienstherr

seiner Fürsorgepflicht nicht auch in anderen zulässigen Formen

der Beistandsgewährung im Krankheitsfalle entsprechen könne.

Deshalb könne selbst aus dem Vereinheitlichungszweck des

2. BesVNG nicht entnommen werden, daß sich der Kläger nur an den

tatsächlichen vorhandenen Ausgestaltungen - den Beihilferegelun—

gen des Bundes , auszurichten habe. Eine schematische Anbindung

an die Beihilfevorschriften sei wegen der Unterschiedlichkeit der

zu regelnden Lebensverhältnisse nicht mit den Grundsätzen des

Art 3 des Grundgesetzes (GG) zu vereinbaren. Er, der Kläger,

könne es als Spitzenverband der Ortskrankenkassen nicht dulden,

daß die eigenen Angestellten ihre Versicherung bei den mit den

Ortskrankenkassen konkurrierenden Versicherungen nähmen. Die

Ortskrankenkassen seien wegen des scharfen Wettbewerbs zwischen

den einzelnen Kassenarten zu äußerster Intensivierung ihrer Mit—

glieder- und Bestandspflege gezwungen. Ein Wegfall des Zuschusses

zu der bei diesen bestehenden freiwilligen Krankenversicherung
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bedeute für die DO-Angestellten einen schweren Interessen- und

Loyalitätskonflikt, weil sie dann vor die Wahl gestellt seien,

sich anderweitig privat zu versichern. Dies widep3ppeehe den vom

Gesetzgeber an anderer Stelle ausdrücklich gebilligten Bestre—

bungen der Krankenkassen, alle bei ihnen beschäftigten Ange—

stellten selbst zu versichern (S 2“3 Abs 2 EVO). Deshalb sei der

vom Kläger beschlossene Beitragszuschuß das geeignete und sach-

adäquate Mittel, um den DO-Angestellten die Mitgliedschaft bei

der Kassenart, deren Aufgaben sie wahrnähmen, ohne finanzielle

Einbußen zu ermöglichen.

Der Kläger beantragt,

das angefochtene Urteil und den Bescheid

des Beklagten vom 28. August 1980 aufzuheben

und den Beklagten zu verurteilen, aueh die

Bestimmung des % 11 der Dienstordnung des

Bundesverbandes der 0rtskrankenkassen in der

Fassung vom 9./10. Mai 1979 ZU genehmigen.

Der Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend.

II

Die Revision des Klägers ist unbegründet,
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Das SG hat zutreffend entschieden, daß der Beklagte die für die

Änderung der D0 des Klägers erforderliche Genehmigung im Rahmen

seines Aufsichtsrechts (& “14 Abs u Satz 3 RVG iVm 5 87 Abs 1 des

Sozialgesetzbuches - Gemeinsame Vorschriften für die Sozialver—

sicherung - —SGBIV—) aus wichtigem Grund versagen durfte (@ H1Hb

Abs 3 iVm 5 355 Abs 2 und H EVO); denn der Kläger hat hinsicht-

lich des in 5 11 der D0 für seine Angestellten vorgesehenen Bei—

tragszuschusses die ihm gesetzlich gezogenen Grenzen überschrit—

ten.

Diese Grenzen ergeben sich aus Art VIII 5 1 Abs 1 des 2. BesVNG,

hinsichtlich dessen Verfassungsmäßigkeit im Hinblick auf Art 73

Nr 8 GG keine Bedenken bestehen und auch vom Kläger nicht geltend

gemacht werden. Danach haben bundesunmittelbare Körperschaften

des öffentlichen Rechts im Bereich der Sozialversicherung bei der

Aufstellung ihrer D0en nach der RVG für die dienstordnungsmäßig

Angestellten

1. den Rahmen des Bundesbesoldungsgesetzes, insbesondere das für

die Bundesbeamten geltende Besoldungs— und Stellengefüge,

einzuhalten,

2. alle weiteren Geld- und geldwerten Leistungen sowie die Ver—

sorgung im Rahmen und nach den Grundsätzen der für die Bun—

desbeamten geltenden Bestimmungen zu regeln.

Hiergegen verstößt @ 11 der D0 des Klägers, weil Bundesbeamten

Zuschüsse zu ihrem Krankenversicherungsbeitrag nach der Art des

5 "05 RVG nicht gewährt werden; damit ist geltendes Recht ver-

letzt, so daß ein wichtiger Grund iS des 5 355 RVO zur Versagung
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der Genehmigung vorliegt (BSG SozR 2200 5 355 Nr 1). Ob darüber

hinaus auch ein Verstoß gegen den Grundsatz der wirtschaftlichen

und sparsamen Verwendung der zur Verfügung stehenden Mittel vor-

liegt (vgl hierzu BSGE 31, 2M7, 257 mwN : SozR Nr 1 zu 5 690 BVG;

BSG SozR 2200 5 363 Nr 1), bedarf deshalb keiner Entscheidung.

Bei den in 5 11 der D0 vorgesehenen Beitragszuschüssen an frei—

willig krankenversioherte DO-Angestellte handelt es sich um

"weitere Geld- oder geldwerte Leistungen" 15 der Nr 2 des

Art VIII 5 1 Abs 1 des 2. BesVNG. Das ergibt sich daraus, daß

dieses Gesetz alle Leistungen erfassen wollte, die dem DO—Ange—

stellten aus Anlaß seiner Beschäftigung gewährt werden, also

nicht nur die besoldungsrechtlichen Bezüge im engeren Sinne

(Dienstbezüge und sonstige Bezüge iS des Bundesbesoldungsgesetzes

—BBesG—), sondern auch sonstige Geldzuwendungen, die neben der

Besoldung ohne Rücksicht auf den Leistungsgrund gewährt werden,

zB Reisekosten und Beihilfen (vgl die Begründung zu Art VIII des

2. BesVNG, BT-Drucks 7/1906 S 130 unter II; Sohwegmann/Summer,

BBesG, Anm 5 zu Art VIII S 1 des 2. BesVNG). Beitragszuschüsse

an DO-Angestellte werden wie die Beihilfen wegen ihrer funktio-

nellen Zuordnung zum Regelungsbereich der beamtenrechtlichen

Krankenfürsorge (vgl BSG SozR 2200 @ U05 Nr ?) von Art VIII 5 1

Abs 1 Nr 2 des 2. BesVNG erfaßt, und zwar auch dann, wenn in

diesem Bereich nur Verwaltungsvorschriften ergangen sind. Denn

durch diese Regelung sollte sichergestellt werden, daß sich die

Geldzuwendungen für DO-Angestellte im Rahmen des Besoldungsrechts

und "an die für Beamte geltenden weiteren Grundsätze“ halten (vgl

BT-Drucks 7/1906 S 130). Derartige Grundsätze können sich nicht
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nur aus den für die staatlichen Beamten geltenden Gesetzen und

Verordnungen, sondern auch aus allgemeinen Verwaltungsvorschrif-

ten ergeben. Das ergibt sich aus der Verwendung des Ausdrucks

"Bestimmungen“, der in der Gesetzessprache auch Verwaltungsvor-

schriften umfaßt (vgl Hu Müller, Handbuch der Gesetzgebungstech-

nik, 1967, S 62ff, 99, 207, 31“; desgl Sehwegmann/Summer, BBesG,

Anm 7 zu Art VIII 5 1 des 2. BesVNG). Mithin hat der Bundesge-

setzgeber den Kläger als bundesunmittelbare Körperschaft auch an

Rahmen und Grundsätze der geltenden Beihilfevorschriften des

Bundes über die Gewährung von Leistungen an Beamte in Krank-

heitsfällen gebunden, die aber, wie das SG zutreffend ausgeführt

hat, eine dem Beitragszuschuß des 5 “05 RVG vergleichbare Lei-

stung an Bundesbeamte nicht versehen.

Dem kann nicht entgegengehalten werden, daß die Anknüpfung an den

"Rahmen" des Bundesbeamtenrechts nur für solche Leistungen gelten

könne, für die es im Bereich des Bundesbeamtenrechts Entspre-

chendes gebe. Eine solche Auslegung würde dem Sinn und Zweck der

Regelung nicht gerecht. Wie der Senat bereits im Zusammenhang mit

Art VIII 5 2 Abs 1 Nr 1 des 2. BesVNG und hierzu ergangenen

landesrechtlichen Anpassungeregelungen, die dem Art VIII & 1

Abs 1 Nr 2 des 2. BesVNG entspredhen, entschieden hat (vgl die

Urteile des Senats vom 1“. April 1983, 8 BK 20/81 und 28/81) und

wie auch das Bundesarbeitsgerieht (BAG) zu dieser Bestimmung be-

reits ausgesprochen hat (BAG AP Nr 50 zu 5 611 BGB - Dienstord—

nungs—Angestellte -), ergibt sich schon aus dem Gesetzeswortlsut

eindeutig die Absicht des Bundesgesetzgebers, auch den DO—Ange—

stellten der bundesunmittelbaren (bzw landesunmittelbaren) So-
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zialversicherungsträger keine geldwerten Leistungen zukommen zu

lassen, die der Art nach für die Bundesbeamten (bzw Landesbeam-

ten) nicht vorgesehen sind. Daraus folgt, zugleich, daß den So-

zialversicherungsträgern und ihren Verbänden insoweit auch kein

weitergehender Gestaltungsspielraum mehr zustehen sollte, insbe-

sondere keine das geltende Besoldungs— und sonstige Leistungs—

recht überschreitende eigene "Rahmenkompetenz", die entsprechend

den Grundsätzen des
Bundesverfassungsgerichts

(BVerfG) zu diesem

Begriff (BVerfGE &, 115 ff, 128 f) durch die D0en ausgefüllt

werden könnte. Ziel der Besoldungsneuregslung war es, auch die

sonstigen Geldzuwendungen an DO-Angestellte an den (jeweiligen)

beamtenrechtlichen Leistungskatalog anzugleichen, um die Voraus-

setzungen für eine einheitliche Entwicklung der Personalkosten in

allen Bereichen des öffentlichen Dienstes zu schaffen. Diese in-

haltliche Angleichung an das Beamtenrecht ist auch sachgerecht,

weil die D0en nur diejenigen Angestellten der (bundes— oder lan—

desunmittelbaren) Körperschaften betreffen, die mit spezifisch

öffentlich—rechtlichen Aufgaben betraut sind und damit wie Beamte

hoheitliche Befugnisse wahrnehmen. Da insoweit die DO-Angestell-

ten trotz ihres formalen Arbeitnehmerstatus hinsichtlich ihrer

materiellen Arbeitsbedingungen den Beamten nahezu vollständig
\

gleichgestellt sind, verstößt es entgegen der Auffassung des

Klägers weder gegen Art 3 GG noch gegen Art 20 GG, wenn der

hierfür zuständige Bundesgesetzgeber ihnen besoldungsrechtlich

keinen Freiraum zur Berücksichtigung ihrer "besonderen Verhält-

nisse" im Vergleich zu den Beamten eingeräumt hat. Der Bundesge-

setzgeber wollte vielmehr gerade erreichen, daß Geld— und geld-

werte Leistungen, die Bundesbeamte einerseits und DO-Angestellte
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andererseits erhalten, in Anbetracht der im wesentlichen gleichen

Aufgabenwahrnehmung gleich und nicht ungleich sein sollen (vgl

auch BAG, aaO).

Demgegenüber vermögen auch, wie der erkennende Senat ebenfalls

bereits ausgeführt hat (Urteile vom 1u. April 1983, aaO), weder

die_wirtschaftlichen Erwägungen, die zum Verhältnis von Bei-

tragszuschuß und Beihilferegelung angestellt worden sind, noch

die aufgezeigten besonderen Interessen der Krankenversicherungs—

träger und ihrer Verbände, ihre DO-Angestellten zur Erhaltung der

Betriebsverbundenheit, Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit und der

Vermeidung von Loyalitätskonflikten in ihre eigene Krankenfür—

sorge (bzw in die Fürsorge ihrer Verbandsmitglieder) zu nehmen,

ein anderes Ergebnis zu rechtfertigen. Der Bundesgesetzgeber hat

im übergeordneten Interesse der erstrebten Einheitlichkeit des

Besoldungs— und weiteren Leistungsrechts die besondere Interes—

senlage der Krankenversicherungsträger und ihrer Verbände ver—

nachlässigen dürfen. Ein Vorbehalt hinsichtlich ihrer besonderen

Verhältnisse fehlt im Gesetz. Ob die damit bewirkte Anbindung der

D0en an die Grundsätze des - hier bundesrechtlichen — Beihilfe-

rechts die zweckmäßigste und sachgerechteste Lösung ist, hat der

Senat nicht zu entscheiden. Jedenfalls ist weder Art 3 GG ver-

letzt noch in das den Krankenversicherungsträgern und ihren Ver—

bänden eingeräumte Selbstverwaltungsrecht rechtswidrig einge-

griffen, weil von diesem Recht nur in den vom Gesetz gesteckten

Grenzen Gebrauch gemacht werden kann. Dieses geht dem Satzungs—

recht bzw der D0 im Range vor. Im übrigen steht den Trägern der

Sozialversicherung (und ihren Verbändén) ein verfassungsrechtlich
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_11_

abgesichertes Grundrecht auf Aufrechterhaltung des Selbstverwal—

tungsrechts nach der Rechtsprechung des BVerfG nicht zu (BVerfGE

36, 383, 393; 39, 302, 312 f).

Auch die erhobenen weiteren Einwendungen der Revision greifen

nicht durch. Entgegen der Meinung des Klägers läßt sich die Zu-

lässigkeit der vorgesehenen Beitragszuschüsse auch nicht un—

mittelbar aus der im Rahmen des Art VIII @ 1 Abs 1 Nr 2 des

2. BesVNG zu beachtenden beamtenrechtlichen Regelung der Für-

sorgepflicht des Dienstherrn ableiten. Auch wenn insoweit die zur

Konkretisierung der Fürsorgepflicht ergangenen Beihilfevor-

schriften den Dienstherrn nicht iS einer neuen, ausschließlichen

Anspruchsgrundlage binden, bedeutet dies nicht, daß die DO-Geber

berechtigt wären, in Form genereller Regelungen für ihre Ange-

stellten strukturell andersartige Zuwendungen zu gewähren, als

sie für die staatlichen Beamten vorgesehen sind. Der Kläger ver-

kennt, daß Art VIII 5 1 Abs 1 Nr 2 des 2. BesVNG nicht auf die

nach dem Fürsorgegrundsatz "zulässigen" oder "denkbaren" Rege-

lungen verweist, sondern auf Rahmen und Grundsätze der derzeit

"geltenden Bestimmungen", also auf das derzeit geltende Beihil—

fesystem des Bundes und die in ihm zum Ausdruck kommenden Struk-

turmerkmale. Das für Bundesbeamte und Versorgungsempfänger all-

gemein geltende Krankenfürsorgesystem (vgl zur Entwicklung Beck,

"Die Krankenfürsorge der Beamten", 1979, S 30 ff, 100 ff;

Schneider "Beihilfenrecht und soziale Krankenversicherung",

S H9 ff) ist in seiner derzeitigen Gestaltung außer durch die

Fürsorgepflicht wesentlich von dem Prinzip der Eigenvorsorge ge—

prägt; Fürsorgeleistungen des Bundes werden prinzipiell nur im
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konkreten Krankheitsfalle gewährt und haben nur ergänzenden Cha—

rakter, da durChschnittliche Krankheitskosten grundsätzlich aus

den laufenden Bezügen, die den Beamten nach dem Alimentations—

prinzip gewährt werden, zu bestreiten sind. Es kann hierbei da—

hingestellt bleiben, ob die Krankenfürsorge für Beamte ihren

Rechtsgrund (allein) in der Fürsorgepflicht des Dienstherrn hat

oder ob sie als eine Ausprägung der beamtenrechtlichen Alimenta—

tion anzusehen ist oder gar einem Zwischenbereich zwischen beiden

zuzuordnen ist (vgl zur Zuordnungsproblematik Beck, aaO, S 130 f

mwN). Das beamtenrechtliche Krankenfürsorgesystem des Bundes

setzt jedenfalls nach seinem derzeitigen Stand voraus, daß sich

der Beamte mit seiner Familie selbst angemessen versichert und

daß ihm diese Versicherung als eigene Leistung zugemutet werden

kann; denn der Dienstherr stellt dem Beamten mit der Besoldung

einen Durchschnittssatz der zu erwartenden Aufwendungen in

Krankheitsfällen zur Verfügung, der den Abschluß einer ange-

messenen Krankenversicherung ermöglicht (vgl die Nachweise in den

Urteilen des erkennenden Senats vom 1M. April 1983, aaO). Des-

halb werden zur Zeit grundsätzlich weder die Kosten dieser

Selbstvorsorge noch die daraus fließenden Leistungen bei der

Festsetzung der Beihilfe berücksichtigt. Diese ist vielmehr als

ergänzende Hilfe so ausgestaltet, daß sie zusammen mit den für

die Selbstversorge zur Verfügung stehenden Durchschnittssätzen

die Aufwendungen für Krankheit annähernd deckt. Beiträge zur

Krankenversicherung sind danach grundsätzlich nicht (mehr) bei-

hilfefähig oder zuschußfähig (vgl Köhnen/Schröder/Kusemann, Bei-

hilfevorschriften, Bd 1, Stand Februar 1983, Einleitung III

S XVII ff; Anm 11 zu Nr 3 der Beihilfevorschriften -BhV— des
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Bundes, A II, S 75 ff). Diese Grundsätze gelten nicht nur für die

privat versicherten Beamten, sondern auch für die freiwillig in

einer gesetzlichen Kranken- oder Ersatzkasse versicherten Beam—

ten, obwohl diese bei Inanspruchnahme von Sachleistungen aus

ihrer freiwilligen Versicherung keine Beihilfe (aber auch keinen

Arbeitgeberzuschuß nach 5 H05 RVG) erhalten (vgl BVerwGE 20, au,

H6 f; Köhnen/Schröder/Kusemann, aaO).

Ob es — etwa im Hinblick auf die gestiegenen Kosten einer der-

artigen Selbstversorge - sachgerecht ist, daß der Dienstherr bei

den gemäß 5 169 RVG versicherungsfreien Beamten (und ihnen

gleichgestellten DO-Angestellten), die infolge freiwilliger Ver—

sicherung bei einem Träger der gesetzlichen Krankenversicherung

Anspruch auf Sachleistung haben, regelmäßig sowohl die Beihilfe

als auch den Beitragszuschuß spart, mag bezweifelt werden (vgl

hierzu BSG SozR 2200 5 305 Nr 7). Jedenfalls haben Bestrebungen,

mögliche finanzielle Benachteiligungen der Beamten gegenüber

versicherungspflichtigen Angestellten bzw freiwillig versicherten

Angestellten mit Anspruch auf Beitragszuschuß nach % 405 EVO

auszugleichen - etwa durch Zahlung eines € ü05 EVO entsprechenden

Beitragszuschusses - bisher nicht zu einer ent3prechenden Neu-

ordnung des beamtenrechtlichen
Krankenfürsorgesystems

geführt

(vgl auch die Urteile des Senats vom 1“. April 1983, mwN).

Daß das Krankenfürsorgerecht des Bundes, worauf der Kläger hin—

gewiesen hat, besondere Sicherungsformen für bestimmte Beamten—

gruppen (zB die Krankenversorgung der Bundesbahnbeamten und die
\

Postbeamtenkrankenkassen, vgl zur Entwicklung, Beck, aaO,
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S 31 ff, 73 ff, 115) entwickelt hat, bei denen der Dienstherr

- ähnlich wie in der gesetzlichen Krankenversicherung - einen

Teil der Beiträge der in den Sondereinrichtungen versicherten

Beamten trägt, ändert nichts an den — auch für die Klägerin gel—

tenden — allgemeinen Grundsätzen des beamtenrechtlichen Bei-

hilferechts. Es kann hier offenbleiben, ob diese Sonderformen der

beamtenrechtlichen Krankenfürsorge, die mit Rücksicht auf ihre

historische Entwicklung bisher nicht in das allgemeine System der

beamtenrechtlichen Krankenfürsorge einbezogen worden sind, ih—

rerseits den Vereinheitlichungsgrundsätzen des 2. BesVNG ent—

sprechen. Jedenfalls lassen weder diese Sonderentwicklungen noch

der Umstand, daß der Dienstherr den freiwillig bei einer gesetz-

lichen Krankenkasse versicherten Beamten im versorgungsrechtli—

chen Sinne regelmäßig keine Beihilfe zahlt und dadurch einen

möglicherweise ungerechtfertigten Vorteil hat, die Annahme zu,

daß eine Beteiligung des Dienstherrn an den Versicherungsbei—

trägen unmittelbar aus der Fürsorgepflicht geboten ist. Der Für-

sorgegrundsatz mag solche Lösungen nicht verbieten, gestattet sie

aber den bundesunmittelbaren Körperschaften nur dann, wenn sie in

gleicher Weise auch für die Bundesbeamten verwirklicht werden

sind.

Ob - wie der Kläger behauptet — bei Nichtgewährung von Beitrags-

zuschüssen eine Abwanderung der DO—Angestellten zu privaten

Krankenversicherern zu befürchten wäre und dadurch ein "wettbe-

werbsschädlicher Effekt" eintreten würde, kann dahingestellt

bleiben. Auch wenn unterstellt wird, daß die "Wettbewerbsfähig-

keit" der gesetzlichen Krankenversicherungsträger gegenüber pri-
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vaten Krankenversicherungen durch die Gewährung von Beitrags—

zuschüssen für ihre in der gesetzlichen Krankenversicherung

freiwillig versicherten DO-Angestellten gestärkt würde, kann da-

raus nicht geschlossen werden, daß jedenfalls für diesen Perso-

nenkreis Beitrageiueehüsse zulässig sein müßten. Der Gesetzgeber

hat eine solche Lösung aus übergeordneten Gesichtspunkten der

Homogenität des öffentlichen Dienstes — verfassungsrechtlich zu—

lässig — davon abhängig machen dürfen, daß den vergleichbaren

Bundesbeamten eine entsprechende Leistung gewährt wird. Ist dies

nicht der Fall, so kann auch den DO-Angestellten des Klägers kein

Beitragszuschuß gewährt werden. Den Belangen des Klägers könnte

insoweit nur Öhrch eine Gesetzesänderung Rechnung getragen wer—

den. Ob im übrigen der Vermeidung von Wettbewerbsnachteilen da-

durch Rechnung getragen werden könnte, daß die Krankenversiche-

rungsträger ihre DO-Angestellten mit Beihilfeberechtigung zu

ähnlichen Bedingungen versichern dürfen wie private Krankenver—

Sicherungen, hat der Senat nicht zu entscheiden.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-16-

Die Kostenentscheidung folgt aus @ 193 des Sozialgerichtsge—

setzes.
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